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Gesetzliche Grundlagen zum Themenfeld Diversität 

 

Hochschulgesetz 2005, Fassung vom 12.11.2020 
(https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20

004626) 

 

Leitende Grundsätze 

(6) Im Besonderen sind über Abs. 1 bis 5 hinaus folgende leitende Grundsätze zu 
beachten: 

8. 

die Stärkung sozialer Kompetenz (einschließlich der Befähigung zur Vermittlung von 
sozialen, moralisch-ethischen und religiösen Werten sowie der Gender- und Diversity-
Kompetenz), 

12. 

die Gleichbehandlung und Gleichstellung von Frauen und Männern, 

13. 

die soziale Chancengleichheit, 

14. 

die besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von Menschen mit Behinderungen im 
Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes, BGBl. I Nr. 82/2005, 

15. 

die besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von besonders begabten und 
interessierten Studierenden, 

16. (8) Die Pädagogischen Hochschulen haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die 
Strategie des Gender Mainstreaming anzuwenden und die Ergebnisse im Bereich der 
Gender Studies und der gendersensiblen Didaktik zu berücksichtigen. 

(9) Die Pädagogische Hochschule hat die Situation berufstätiger Studierender bei der 
Angebotserstellung zu berücksichtigen. Bei Bedarf kann die Mindeststudiendauer 
berufsbegleitender Studienangebote bei gleichbleibendem Umfang an ECTS-
Anrechnungspunkten verlängert werden. 
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Frauenfördergebot, Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 

§ 21. (1) Alle Organe der Pädagogischen Hochschule haben darauf hinzuwirken, dass in 
allen Arbeitsbereichen ein ausgewogenes Zahlenverhältnis zwischen den an der 
Pädagogischen Hochschule tätigen Frauen und Männern erreicht wird. Die Erreichung 
dieses Ziels ist durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch die Erlassung und 
Umsetzung eines Frauenförderungsplans, anzustreben. 

(2) An jeder Pädagogischen Hochschule ist vom Hochschulkollegium ein Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen einzurichten, dessen Aufgabe es ist, Diskriminierungen durch 
Organe der Pädagogischen Hochschule auf Grund des Geschlechts sowie auf Grund der 
ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der 
sexuellen Orientierung entgegenzuwirken und die Angehörigen und Organe der 
Pädagogischen Hochschule in diesen Angelegenheiten zu beraten und zu unterstützen. 

(…) 

 

Frauenförderungsplan und Gleichstellungsplan 

§ 31a. (1) Der Frauenförderungsplan und der Gleichstellungsplan sind Teil der Satzung (§ 
28). 

 

Curricula (§ 42) 

 

(10) Die Curricula haben die Zielsetzungen von Art. 24 der UN-
Behindertenrechtskonvention zu beachten. 

(11) Für Studierende mit einer Behinderung im Sinne des § 3 des Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetzes – BGStG, BGBl. I Nr. 82/2005 *, sind die 
Anforderungen der Curricula – allenfalls unter Bedachtnahme auf gemäß § 63 Abs. 1 Z 
11 beantragte abweichende Prüfungsmethoden – durch Bescheid des studienrechtlichen 
Organs zu modifizieren, wobei das Ausbildungsziel des gewählten Studiums erreichbar 
sein muss. 

 

* Bestimmung aus dem BGSTG, BGB. I Nr.83/2005: 

Behinderung 

§ 3. Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur 
vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder 
Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs 
Monaten. (voller Text als Anhang) 
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Zulassung zum Studium 

§ 50 

(…) 

(4) Zur studienvorbereitenden und studienbegleitenden Beratung sind anlässlich der 
Zulassung zum Bachelorstudium Orientierungsveranstaltungen abzuhalten oder 
Orientierungsinformationen zur Verfügung zu stellen, in deren Rahmen 

1. die Studierenden in geeigneter Form über 

(…) 

c) die Rechtsgrundlagen der Frauenförderung, 

d) den gesetzlichen Diskriminierungsschutz, 

(…) 

i) die Vereinbarkeit von Studium und Beruf, 

(…) 

m) die Ombudsstelle für Studierende 

zu informieren sind 

 

§ 52 

(9) Personen, deren Erstsprache nicht Deutsch ist, haben die Kenntnis der deutschen 
Sprache nachzuweisen. Die Kenntnis der deutschen Sprache wird insbesondere durch ein 
Reifeprüfungszeugnis auf Grund des Unterrichts in deutscher Sprache nachgewiesen. 
Kann der Nachweis der deutschen Sprache nicht erbracht werden, so hat das Rektorat 
die Ablegung einer Ergänzungsprüfung vorzuschreiben, die vor der Zulassung abzulegen 
ist. Die Ergänzungsprüfung ist im Rahmen des Besuches eines dafür eingerichteten 
Hochschullehrganges oder Universitätslehrganges abzulegen. Für die Ablegung einer 
solchen Ergänzungsprüfung gilt § 63 Abs. 10b zweiter bis fünfter Satz UG (*) sinngemäß. 

(*) UG § 63 (10b) Die Ergänzungsprüfung für den Nachweis der Kenntnis der deutschen Sprache 
ist im Rahmen des Besuches eines dafür eingerichteten Universitätslehrganges abzulegen. Die 
Vorschreibung dieser Ergänzungsprüfung setzt Kenntnisse der deutschen Sprache im Zeitpunkt der 
Antragstellung für das Studium zumindest im Ausmaß des Niveaus A2 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GeR) des Europarats voraus. Als Nachweis über 
diese Kenntnisse der deutschen Sprache gelten allgemein anerkannte Sprachdiplome, die durch 
Verordnung des Rektorates festzulegen sind. Aus dem Sprachdiplom muss hervorgehen, dass die 
Inhaberin oder der Inhaber über Kenntnisse der deutschen Sprache zumindest auf Niveau A2 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt. Das Sprachdiplom darf zum 
Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als zwei Jahre sein. 

 

§ 52e. (Eignung) 

(…) 

(3) Es ist vom Nachweis jener Eignungskriterien Abstand zu nehmen, die bei Erfüllung 
der wesentlichen Anforderungen für den angestrebten Beruf aufgrund einer Behinderung 
im Sinne des BGStG nicht erfüllt werden können. Bei Bedarf sind im Rahmen des 
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Eignungsfeststellungsverfahrens geeignete Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere 
(Sprach-)Assistenz, vorzusehen. 

(4) Es können für Studienwerberinnen und Studienwerber mit einer anderen Erstsprache 
als Deutsch bei Bedarf geeignete Vorkehrungen im organisatorischen Ablauf und in der 
Durchführung der Eignungsprüfung ohne Änderung des Anforderungsniveaus vorgesehen 
werden. 

 

Rechte der Studierenden 

§ 63. (1) Den Studierenden steht nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
Lernfreiheit zu. Sie umfasst insbesondere das Recht, 

(…) 

11. auf eine abweichende Prüfungsmethode, wenn die oder der Studierende eine 
Behinderung nachweist, die ihr oder ihm die Ablegung der Prüfung in der 
vorgeschriebenen Methode unmöglich macht, und der Inhalt und die Anforderungen der 
Prüfung durch eine abweichende Methode nicht beeinträchtigt werden 

(…) 

(2) Die berufstätigen Studierenden und die Studierenden mit Kinderbetreuungspflichten 
oder anderen gleichartigen Betreuungspflichten, die somit nicht Vollzeit studieren, 
sondern nur einen Teil ihrer Zeit dem Studium widmen können, sind berechtigt zu 
melden, zu welchen Tageszeiten sie einen besonderen Bedarf nach Lehr- und 
Prüfungsangeboten haben. Die Pädagogischen Hochschulen haben diesen besonderen 
Bedarf auf Grund der Meldeergebnisse bei der Gestaltung ihres Lehr- und 
Prüfungsangebotes nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Bereits anlässlich der Zulassung 
zu einem Studium hat die Studienwerberin oder der Studienwerber das Recht, diesen 
Bedarf zu melden. 
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Satzung der PH OÖ 

 

Satzungsteil 2 (Einrichtung eines für die Vollziehung der studienrechtlichen 
Bestimmungen zuständigen monokratischen Organs und Festlegung von 
Rahmenbedingungen für eine etwaige Delegation von Aufgaben): 

§ 14 Studienrechtliches Organ  

(1) Als für die Vollziehung der studienrechtlichen Bestimmungen zuständiges monokratisches Organ gem. § 28 
Abs. 2 Z 2 HG 2005 idgF wird die Vizerektorin bzw. der Vizerektor für Lehre und Forschung festgelegt. (2) Der 
Vizerektorin bzw. dem Vizerektor für Lehre und Forschung obliegt die Entscheidung aller studienrechtlichen 
Angelegenheiten nach dem Hochschulgesetz 2005 durch Bescheid, mit Ausnahme jener, die vom Gesetzgeber 
ausdrücklich einem anderen Organ zugewiesen wurden.  

§ 15 Aufgaben des monokratischen Organs  

(1) Insbesondere folgende Aufgaben sind vom für studienrechtlichen Aufgaben zuständigen 
monokratischen Organ zu erledigen:  

1. Modifikation der Anforderungen von Curricula für Studierende mit einer Behinderung im Sinne des 
§ 3 des Bunde-Behindertengleichstellungsgesetzes gem. § 42 Abs. 11 HG 2005 idgF; 

(…) 

22. Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen für eine abweichende Prüfungsmethode sowie 
Festlegung einer entsprechenden alternativen Prüfungsmethode (vgl. § 63 Abs. 1 Z 11 HG 2005 idgF); 

(…) 

(2) Folgende Aufgaben können von der Vizerektorin bzw. dem Vizerektor für Lehre und Forschung an 
die zuständigen Institutsleitungen delegiert werden:  

 1. Modifikation der Anforderungen von Curricula für Studierende mit einer Behinderung im Sinne 
des § 3 des Bunde-Behindertengleichstellungsgesetzes gem. § 42 Abs. 11 HG 2005 idgF; 

12. Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen für eine abweichende Prüfungsmethode sowie 
Festlegung einer entsprechenden alternativen Prüfungsmethode (vgl. § 63 Abs. 1 Z 11 HG 2005 idgF); 

 

§ 21 Prüfungs- und Beurteilungsmethoden 

(6) Studierende haben das Recht auf eine abweichende Prüfungsmethode, wenn die oder der 
Studierende eine Behinderung nachweist, die ihr oder ihm die Ablegung der Prüfung in der 
vorgeschriebenen Methode unmöglich macht, und der Inhalt und die Anforderungen der Prüfung 
durch eine abweichende Methode nicht beeinträchtigt werden. (§ 63 Abs. 1 Z 11 HG 2005 idgF). 

§ 28 Durchführung von Prüfungen 

(4) Wenn die oder der Studierende eine Behinderung nachweist, die ihr oder ihm die Ablegung der 
Prüfung in der vorgeschriebenen Methode unmöglich macht, und der Inhalt und die Anforderungen 
der Prüfung durch eine abweichende Methode nicht beeinträchtigt werden, so kann diese oder 
dieser eine abweichende Prüfungsmethode beantragen. Das für studienrechtliche Aufgaben 
zuständige monokratische Organ entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen gegeben sind und hat 
eine entsprechende Durchführungsmethode der Prüfung festzulegen. 
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Satzungsteil 4: 

Zusammensetzung des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen 

 

Satzungsteil 5 

Frauenförderungsplan und Gleichstellungsplan 

(…) 

§ 50 Ziele 

(4) Die Pädagogische Hochschule Oberösterreich bekennt sich weiters zu einem umfassenden 
Diversitätsmanagement. Sie erhebt den Handlungsbedarf und setzt konkrete Maßnahmen, um den 
unterschiedlichen biografischen, kulturellen oder sozialen Ausgangslagen inklusive Sprache ihrer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Studierenden gerecht werden zu können und ein Arbeits- 
und Studienumfeld zu bieten, in dem Chancengleichheit für alle besteht. 

(5) Eine übergeordnete Service- und Koordinationsstelle für Fragen der Diversität wird durch das 
Rektorat eingesetzt, welche die Unterstützung von betroffenen Personen koordiniert, 
bewusstseinsbildende Aktivitäten fördert und strukturelle Maßnahmen auf allen Ebenen initiieren 
soll. Synergien zwischen Hochschulangehörigen (Betroffene sowie Expertinnen und Experten für 
Inklusion) und verfügbaren Kollegialorganen (wie Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen und 
Gender Mainstreaming-Beauftragten) werden ermöglicht und gefördert. 

§ 52 Gender Mainstreaming   

(1) Gender-Mainstreaming erfordert die systematische Gleichstellung von Menschen auf allen 
Ebenen, bei allen Tätigkeiten, Maßnahmen und Entscheidungsprozessen der Pädagogischen 
Hochschule Oberösterreich.   

(2) Um eine konsequente Umsetzung des Grundsatzes des Gender Mainstreamings in allen 
Entscheidungsprozessen und bei der Planung aller Maßnahmen zu gewährleisten, greift die 
Pädagogische Hochschule Oberösterreich auf das vorhandene Expertinnen- und Expertenwissen der 
Gender Mainstreaming-Beauftragten, des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen und der 
Service- und Koordinationsstelle für Fragen der Diversität zurück. 

§ 61 Gleichbehandlungsgebot   

(1) Im Sinne des Gleichstellungsplans soll die Förderung von Information und Kommunikation zum 
Thema Gleichstellung, Diversität und Vereinbarkeit, und eine adäquate Infrastruktur zur 
Verwirklichung der Gleichstellung in allen Bereichen gewährleistet werden. (2) Jeder Form 
diskriminierenden Vorgehens oder Verhaltens gegenüber Personen ist von der Hochschule und allen 
ihren Angehörigen entgegenzutreten. Dabei werden nicht nur individuelle, sondern auch 
gesellschaftlich auftretende Themen mitbedacht und bearbeitet. (3) Sexismus und ethnizierte soziale 
Ungleichheiten in Wort, Schrift und Bildern inklusive abwertendes und ausgrenzendes Redeverhalten 
in Gesprächen und Erzählungen durch Hochschulangehörige sind inakzeptabel, jedenfalls 
dienstrechtlich und unter Einbeziehung des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zu prüfen 
und haben gegebenenfalls dienstrechtliche Konsequenzen nach sich zu ziehen.  (4) Die Vermittlung 
von Diversitätskompetenzen insbesondere für den pädagogischen Wirkungsbereich müssen in den 
Studienplänen und Lehrinhalten aller Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote explizit berücksichtigt 
werden.  
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§ 62 Vereinbarkeit von Familie und Beruf   

(1) Im Sinne eines menschenwürdigen Arbeitsumfeldes wird für alle Hochschulangehörigen der 
Pädagogischen Hochschule Oberösterreich die Vereinbarkeit von Beruf bzw. Studium mit familiären 
Verpflichtungen angestrebt.  

(2) Bei der Planung von Lehr- und Besprechungsterminen wird die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie unter Bedacht auf die zeitlichen Möglichkeiten von Lehrenden mit Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen berücksichtigt. (3) Angebote im Sinne der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie, Inanspruchnahme von Elternkarenzzeiten, Teilzeitbeschäftigungen und Wiedereinstieg 
in den Beruf für Frauen und für Männer sowie aller anderen Geschlechter und 
Geschlechtsidentitäten sind zu unterstützen.  (4) Das Rektorat hat regelmäßig Bedarfserhebungen 
insbesondere gemäß den Sonderrichtlinien für die Gewährung einer Förderung des Bundes für 
vorschulische Kinderbetreuung durchzuführen und alle geeigneten Maßnahmen zur Deckung des 
Bedarfes an Betreuungsplätzen für die Kinder der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der jeweiligen 
Dienststelle zu treffen. Auch der Bedarf von Möglichkeiten der flexiblen Kurzzeit-Kinderbetreuung 
zur stundenweisen Abdeckung von Betreuungsengpässen sind zu beachten.   

 

(… Menschengerechte Arbeitsbedingungen….) 

 

 

 

 

 

 

 

 


